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Barlohn bei Guthaben  
für Gutscheinkauf
Das Sächsische FG hat mit Urteil vom 11.12.2025 
(8 K 484/24) über die lohnsteuerliche Einordnung 
von monatlichen Aufladungen eines Prämien-
kontos, über das ausschließlich Händlergut-
scheine erworben werden konnten, entschieden. 
Die Klägerin gewährte ihren Mitarbeitern mo-
natliche Guthaben auf ein Prämienkonto und 
behandelte die Aufzahlungen als steuerfreie 
Sachbezüge. 
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass es 
sich um steuerpflichtigen Barlohn handelt, weil 
die begünstigten Mitarbeiter bereits zum Zeit-
punkt der Aufladung wirtschaftlich über das Gut-
haben verfügen konnten, indem sie es zum Er-
werb von Gutscheinen einsetzten. 
Gegen die Nachforderung von Lohnsteuer wehrte 
sich die Klägerin mit der Begründung, dass keine 
Barauszahlung möglich sei und die Guthaben 
nur für den Erwerb von Waren- und Dienstleis-
tungsgutscheinen verwendet werden konnten. 
Das FG folgte jedoch der Ansicht des Finanzamts 
und urteilte, dass die monatlich auf die Prämien-
konten aufgeladenen Guthaben bereits mit der 
Aufladung als steuerpflichtiger Arbeitslohn zu-
geflossen sind, weil die Mitarbeiter zu dem Zeit-
punkt über das Guthaben verfügen konnten. 
Die Ausnahme für Gutscheine und Geldkarten 
sei hier nicht anwendbar, weil mit dem vom Ar
beitgeber aufgeladenen Guthaben erst andere 
Gutscheine gekauft werden mussten. Daher stel-
len die Aufladungen Geldleistungen und keine 
Sachbezüge dar. 
Die Haftungsinanspruchnahme des Arbeitgebers 
ist nicht zu beanstanden. Revision beim BFH ist 
anhängig (Az. Ill R 3/26).

Kaufkraftzuschläge  
ab 1.7.2026
Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst erhalten 
Gehaltszuschläge, wenn sich ihr dienstlicher 
Wohnsitz im Ausland befindet. Ist die Kaufkraft 
ihrer Bezüge am ausländischen Einsatzort nied-
riger als die dortigen Lebenshaltungskosten wer-
den Kaufkraftausgleiche gewährt. 
§ 3 Nr. 64 Satz 3 EStG regelt die Steuerfreiheit 
solcher Auslandszulagen auch für Arbeitnehmer 
in der Privatwirtschaft. Der Umfang der Steuer-
freiheit des Kaufkraftausgleichs für private Arbeit-
nehmer bestimmt sich nach den Sätzen des Kauf-
kraftausgleichs im öffentlichen Dienst. 

Die für die einzelnen Länder möglichen Kauf-
kraftzuschläge und ihre jeweilige Geltungsdauer 
werden laufend im Bundessteuerblatt Teil I be-
kannt gegeben. 
Zum 1.7.2026 hat das Auswärtige Amt für einige 
Dienstorte im Ausland die Höhe der steuerfreien 
Kaufkraftzuschläge angepasst. 
Die Gesamtübersicht ist auf der Homepage des 
BMF zu finden. Bezug ist das BMF-Schreiben 
vom 2.1.2026 (IV C 5 – S 2341/00026/004/005). 
Für Arbeitnehmer privater Arbeitgeber hat der 
Kaufkraftausgleich allerdings geringe Bedeutung, 
da regelmäßig eine allgemeine Steuerbefreiung 
des Arbeitslohns aufgrund eines Steuerabkom-
mens oder des Auslandstätigkeitserlasses gege-
ben ist. 

Steuerfreiheit von  
Corona-Sonderzahlungen
Der BFH hatte darüber zu entscheiden, ob Corona-
Sonderzahlungen auch bei Anrechnung auf an-
dere freiwillige Arbeitgeberleistungen steuerfrei 
belassen werden können. Im Urteilsfall gewährte 
die Klägerin als Betreiberin mehrerer Supermärkte 
ihren Arbeitnehmern auf freiwilliger Basis Ur
laubsgeld und einen Jahresendbonus. 
Im Jahr 2020 kürzte sie beide Zahlungen um die 
Hälfte; die verminderten Beträge unterwarf sie 
dem Lohnsteuerabzug. Die Kürzungen glich sie 
durch gesondert ausgewiesene freiwillige Co-
rona-Sonderzahlungen steuerfrei aus. 
Das Finanzamt und das FG Niedersachsen (Urt. 
v. 24.7.2024 – 9 K 196/22) vertraten die Auf
fassung, dass die Corona-Sonderzahlungen zu 
Unrecht steuerfrei ausbezahlt wurden, da eine 
Umwandlung des Urlaubsgeldes bzw. des Jahres
bonus vorgenommen wurde. Ein Zusammenhang 
der Sonderzahlungen mit der besonderen Arbeits-
situation während der Coronazeit sei nicht er-
sichtlich. 
Der BFH entschied mit Urteil vom 21.1.2026 
(VI R 25/24) zu Gunsten der Klägerin, dass Co-
rona-Sonderzahlungen auch bei Anrechnung auf 
andere freiwillige
Arbeitgeberleistungen steuerfrei sind, sofern sie 
vom Arbeitgeber zweckbestimmt zur Abmilde-
rung der Belastungen durch die Corona-Krise 
gewährt wurden. Mit den Zahlungen sollten die 
im öffentlichen Interesse liegende Belastung von 
Arbeitnehmern, insbesondere auch von Super-
marktangestellten, anerkannt werden. 
Eine konkrete bzw. individuelle Belastung der 
begünstigten Arbeitnehmer durch die Corona-

Krise ist für die Steuerfreiheit von Corona-Son-
derzahlungen nicht erforderlich. 
Die Sonderzahlungen sind auch zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet 
worden. 
Gemäß § 8 Abs. 4 EStG ist das Erfordernis der 
Zusätzlichkeit nur dann erfüllt, wenn 
•	 die Leistung nicht auf den Anspruch auf 

Arbeitslohn angerechnet,
•	 der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zuguns-

ten der Leistung herabgesetzt,
•	 die verwendungs- oder zweckgebundene Leis-

tung nicht anstelle einer bereits vereinbarten 
künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt 
und

•	 bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht 
erhöht wird.

Freiwillige Arbeitgeberleistungen gehören nicht 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn. Nicht 
schädlich ist daher, wenn der Arbeitgeber eine 
freiwillige Zusatzleistung auf eine andere frei-
willige Zahlung anrechnet, da der Anspruch des 
Arbeitnehmers auf den vertraglich geschuldeten 
Arbeitslohn dadurch nicht berührt wird. 
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